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BESCHÄFTIGUNGSEFFEKTE GENOSSENSCHAFTLICHER 
UNTERNEHMENSORGANISA TION 

von 

H.-P. WEIKARD' 

1 Einleitung 

Zur Erklärung der Arbeitslosigkeit gibt es verschiedene, konkurrierende Theorien. Entspre­
chend herrscht keine Einigkeit über die zu empfehlenden Maßnahmen. Die wirtschaftstheoreti­
sche Diskussion war lange Zeit von makroökonomischen Theorien dominiert, die von Lohnri­
giditäten oder Unterbeschäftigungsgleichgewichten ausgehen. In neuerer Zeit werden diese 
Theorien durch eher mikroökonomisch orientierte Modelle ergänzt, die das Bestehen von 
Lohnrigiditäten erklären (lnsider-Outsider-Modelle) oder das Informationsproblem in den 
Vordergrund stellen (Suchmodelle); vgl. NICKELL (1990). 

In diesem Beitrag wird das Problem der Arbeitslosigkeit aus einem etwas anderen Blickwinkel 
betrachtet. In den genannten Arbeitsmarkttheorienwird Arbeit von kapitalistischen Unterneh­
men nachgefragt. Die Arbeitsnachfrage richtet sich dabei nach dem Geldlohnsatz und der Ar­
beitsproduktivität. Dabei ist der Lohnsatz kurzfristig, d.h. fiir die Dauer einer Tarifperiode, 
starr. Die Unternehmer können bei Nachfragerückgang oder Kostensteigerungen die Löhne 
nicht senken. Sie passen bei rezessiven Schocks ihre Arbeitsnachfrage durch Entlassungen an. 
Martin WElTZMAN (1983, 1984, 1987) hat in mehreren Beiträgen argumentiert, daß dieses 
Anpassungsverhalten Resultat eines auf Festlöhnen basierenden Entlohnungssystems ist. An­
dere Entlohnungssysteme wie Gewinnbeteiligungen oder eine am Umsatz orientierte Entloh­
nung gewährleisten im Vergleich zu einem Festlohnsystem ein größeres Maß an Arbeitsplatz­
sicherheit und ein höheres Beschäftigungsniveau. Die Arbeiten WEITZMANs rücken die interne 
Organisation der Unternehmen in das Blickfeld der Arbeitsmarkttheorien. 

Die Überlegungen dieses Beitrags sind von der WEITZMAN-These inspiriert. Eine auf die 
Transformation des Agrarsektors Ostdeutschland bezogene These könnte lauten: Die Ar­
beitsplatzverluste, so gravierend sie auch waren, sind durch die genossenschaftliche Organisa­
tionsform der landwirtschaftlichen Betriebe abgemildert worden, da die Arbeitsentlohnung in 
Produzentengenossenschaften nicht nach festen Sätzen erfolgt, sondern (teilweise) auf Ge­
winnbeteiligungen beruht. Ein Unterschied zum WEITZMAN-Modell besteht allerdings darin, 
daß in Produzentengenossenschaften die MitarbeiterlMitglieder selbst die unternehmerischen 
Entscheidungen über die Arbeitsnachfrage treffen. Dieser Unterschied könnte, folgt man einer 
Analyse von WARD (1958), gravierende Konsequenzen haben. 

Im folgenden wird nun gezeigt, daß die beschäftigungsschaffenden Wirkungen von Beteili­
gungsunternehmen unter einigen plausiblen Annahmen auch fiir Produzentengenossenschaften 
gelten. Im nächsten Abschnitt wird zunächst die WEITZMAN-These etwas ausfiihrlicher erläu­
tert. Dann werden das Modell von WARD und ein modifiziertes Modell vorgestellt, um die 
Beschäftigungseffekte von Produzentengenossenschaften zu analysieren. Den besonderen Be­
dingungen der Genossenschaften in der Phase der Transformation widmet sich der darauf-
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folgende Abschnitt. Schließlich werden die Ergebnisse einiger empirischer Studien kurz refe­
riert. Der Beitrag endet mit einer Schlußbemerkung zur Agrarpolitik. 

2 Die WElTZMAN-Tbese 

Ein wichtiger Aspekt der zur zeit lebhaft gefiihrten Debatte um Organisations- und Rechts­
form in der Landwirtschaft hat bisher Jloch kaum Beachtung gefunden: Die Organisationsform 
der Betriebe hat Rückwirkungen auf die Beschäftigung. Die beiden wichtigsten Merkmale der 
Organisationsform sind in diesem Zusammenhang die Entscheidungsfindung und das Entloh­
nungssystem. Ein Vergleich der Arbeitsnachfrage von genossenschaftlich organisierten Betrie­
ben und kapitalistischen Lohnarbeitsbetrieben muß also berücksichtigen, daß die Entschei­
dungskompetenzen im einen Fall bei allen Mitgliedern der Genossenschaft liegen, im anderen 
Fall bei den Kapitaleignern. Im idealtypischen Fall erhalten die Genossenschaftsmitglieder als 
Entlohnung einen Anteil des Gewinns, und die Genossenschaft wird versuchen, den Durch­
schnittsgewinn pro Arbeitskraft zu maximieren. Dagegen ist im Lohnarbeitsbetrieb Gewinn­
maximierung das Unternehmenszie~ und die Entlohnung erfolgt zu einem festen Lohnsatz. 
WEITZMAN geht von einem kapitalistischen Unternehmen aus. Die Entscheidungskompetenz 
über die Faktorallokation, und damit auch über die Arbeitsnachfrage, liegt bei den Kapitaleig­
nem, die Arbeit wird jedoch nach einem Gewinnbeteiligungsschema entlohnt. Damit bilden die 
WEITZMANschen Beteiligungsunternehmen gewissermaßen eine Mischform aus idealtypischer 
Produzentengenossenschaft und idealtypisch-kapitalistischem Lohnarbeitsbetrieb. 

AbbUdung 1: Entlohnung bei Festlohn und Umsatzbeteiligung 

d Grenzerlös 

Grenzgewinnbeteiligung 

a 

Wo 

L---------------------~--------------~·N 
o No 

QueUe: Eigene Darstellung 

In WEITZMAN (1983) wird eine Wirtschaft untersucht, in der die Unternehmen anstelle eines 
Festlohnsystems zu einer Entlohnung durch Umsatzbeteiligung übergegangen sind. Dabei wird 
z.B. vereinbart, daß ein bestimmter Prozentsatz des Umsatzes als Lohn auszuzahlen ist. Mit 
Hilfe von Abbildung 1 kann WEITZMANS Grundidee so erklärt werden: In einem Fest­
lohnsystem wird Arbeit solange nachgefragt, bis der Grenzer!Os dem Lohnsatz Wo entspricht. 
Im einzelwirtschaftlichen Optimum wird das Beschäftigungsniveau No realisiert. Bei gegebener 
Beschäftigung No wird vom Gesamterlös (Viereck 0 No c d) ein Anteil 0 No c Wo zur Entloh­
nung der Arbeitskräfte aufgewendet. Mithin verbleibt ein Anteil Wo c d als Gewinn. Dabei 
wird der Einfachheit halber angenommen, daß andere Kosten nicht anfallen. Nun wird statt 
des Festlohnsatzes eine Umsatzbeteiligung eingefllhrt, so daß sich fiir das Beschäfti­
gungsniveau No die gleiche Lohnquote ergibt. Die Lohnsumme ergibt sich dann aus dem Vier-
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eck 0 No b a; der Gewinn ergibt sich aus dem Viereck abc d. Aus Abbildung 1 ist erkenn­
bar, daß bei einer Umsatzbeteiligung durch Ausweitung der Beschäftigung Gewinn und Lohn­
summe weiter gesteigert werden können. Die Lohnsumme verteilt sich dann allerdings auf 
mehr Beschäftigte und der Durchschnittslohn sinkt. Die Umsatzbeteiligung wirkt also einer 
Lohnrigidität entgegen, und der beschäftigungsschaffende Effekt beruht letztlich auf einer 
Lohnsenkung. Damit wird den Beschäftigten ein Lohnrisiko aufgebürdet. Im Gegenzug ver­
ringert sich allerdings das Risiko des Arbeitsplatzverlustes. Im Modell resultiert Vollbeschäfti­
gung: Die Unternehmen fragen mehr Arbeit nach als angeboten wird. Die tatsächliche Be­
schäftigung in einem Unternehmen richtet sich nach den Opportunitätskosten der Beschäftig­
ten. Langfristig wird, je nach Ertragslage der Unternehmen, die im Arbeitsvertrag festgelegte 
Beteiligungsquote im Zuge von Tarifverhandlungen angepaßt (Änderung der Steigung der 
Geraden aN in Abbildung 1). Im langfristigen, gesamtwirtschaftlichen Gleichgewicht ist die 
erwartete Entlohnung in allen Unternehmen gleich und entspricht der eines Festlohnsystems. 
Der positive Beschäftigungseffekt einer Beteiligung ergibt sich bei auf Lohnrigiditäten beru­
henden Unterbeschäftigungsgleichgewichten. 

3 Theoriegeschichtlicher Rückblick: Das W ARD-Modell 

Genossenschaften unterscheiden sich in einem wesentlichen Merkmal von den WElTZMAN­

schen Beteiligungsunternehmen. Die Mitglieder, die im idealtypischen Fall einer Produzen­
tengenossenschaft identisch mit den Beschäftigten sind, bestimmen die Arbeitsnachfrage 
selbst. Jedes Mitglied erhält einen gleichen Anteil am Gewinn des Unternehmens. Der Gewinn 
beinhaltet einen Lohnanteil, der dem Marktlohn entspricht (Opportunitätskosten der Arbeit). 
Relevant fur die Bestimmung des Beschäftigungsniveaus ist der Gewinn je Beschäftigtem. 
Unterstellt man eine Technologie mit sinkenden Grenzerträgen, dann sinkt auch das Durch­
schnittsprodukt mit der Zahl der Beschäftigen. Daher besteht fur die Genossen­
schaftsmitglieder kein Anreiz, weitere Arbeitsplätze zu schaffen. Die Mitglieder beschränken 
sich auf die produktivsten Tätigkeiten und erzielen eine höhere Entlohnung pro Mitglied, 
wenn sie die Mitgliedschaft beschränken. Die Entscheidungsmacht der Insider sorgt, ganz 
analog der Analyse des Insider-Outsider Modells (vgl. NICKELL 1990), fur ein geringeres Be­
schäftigungsniveau. Eine entsprechende Modellanalyse von WARD (1958) bildete den Aus­
gangspunkt fur eine breite Literatur, die das Verhalten von Genossenschaften l auf den Märk­
ten mikrotheoretisch untersucht. Diese Literatur findet ihre Fortsetzung in organisationstheo­
retischen Studien zu Arbeits- bzw. Leistungsanreizen in Genossenschaften2 Die formale 
Grundstruktur von WARDS Modell kann sehr leicht skizziert werden: Der Erlös des Unter­
nehmens sei pQ, wobei p den Produktpreis bezeichnet und Q den Output des Unternehmens, 
der von der Zahl der Beschäftigten N abhängt; Q(N) sei streng konkav. Nach Abzug aller (als 
konstant angenommenen) Kosten C verbleibt ein Betrag pQ - C zur Entlohnung der Arbeit. 
Das Maximierungsproblem der Mitglieder ist somit 

max( (pQ - C) I N) . 
N 

Das optimale Beschäftigungsniveau erfullt also die Bedingung erster Ordnung 

(1) pQN(N*) = (pQ(N*)-C)/ N*, 

1 Der Begriff 'Genossenschaft' wird hier mit dem in der Literatur meist verwendeten Begriff "Labour­
Managed Finn" gleichgesetzt. Das entscheidende Merkmal ist, daß die ArbeiterIMitglieder maßgeblich die 
Entscheidungen des Unternehmens bestimmen. 'Genossenschaft' wird also immer zur Bezeichnung der 
Organisationsform, nicht der Rechtsfonn, verwendet. Auch eine GbR kann in diesem Sinne eine Genossen­
schaft sein, und manche e.G. fällt nicht unter diese Definition. 

2 Hier sind insbesondere die AIbeiten von DOMAR (1966), SEN (1966), VANEK (1970) und SERTEL (1982) zu 
nennen. BONIN und PurrERMAN (1987) geben einen Überblick. 
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wobei QN das Grenzprodukt der Arbeit ist. Man vergleiche dies mit dem Optimum der profit­
maximierenden Unternehmung, fUr die im Optimum No der Lohnsatz Wo gleich dem Wert­
grenzprodukt der Arbeit ist, welches, solange das Unternehmen profitabel ist, geringer ist als 
das Durchschnittsprodukt. Es gilt also 

Daraus folgt nun fUr eine konkave Produktionsfunktion (vgl. Abbildung 2) unmittelbar 

da das Durchschnittsprodukt filr N" maximal ist und somit, gemäß (1) und (2), 

Abbildung 2: Beschäftigung im W ARD-Modell 

pON(N)N 
-----pQ 

N 

Quelle: Eigene Darstellung 

Im Gegensatz zum WEITZMAN-Modell fUhrt also im WARD-Modell die Beteiligungsentloh­
nung zu negativen Beschäftigungseffekten. Der Unterschied zwischen den Modellen liegt, wie 
gesagt, vor allem darin, wem die Entscheidungskompetenz über die Beschäftigung zukommt. 
Diese Analyse fUhrt also zu der provozierenden Frage, ob mehr Mitbestimmung, mehr Demo­
kratie am Arbeitsplatz oder eben eine genossenschaftliche Organisationsform dem Ziel, mehr 
Beschäftigung zu schaffen, nicht gerade zuwider läuft. Aus der Perspektive des WARD­
Modells muß dies bejaht werden. Es bleibt nun also, nach Auswegen zu suchen. Den Ansatz­
punkt dafilr liefern die impliziten Annahmen des W ARD-Modells; denn die Schlußfolgerung, 
Demokratie am Arbeitsplatz und ein hohes Beschäftigungsniveau seien nicht miteinander zu 
vereinbaren, ist zumindest voreilig, wenn nicht falsch. In einem richtungweisenden Beitrag hat 
FEHR (1993) hier zu einer Klarstellung beigetragen. Eine genauere Analyse der 'beunruhi­
genden' ErgebnisSe des WARD-Modells weist den Ausweg aus dem Dilemma 'Demokratie 
oder Arbeitsplätze'. 

4 Genossenschaftliche Organisation und Bescbiftigung: zwei Modifikationen 

Im WARD-Modell der Genossenschaft liegt die Entscheidungskompetenz über den Faletorein­
satz und damit auch über die Beschäftigung bei den Mitgliedern. Das W ARD-Modell unterstellt 
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den Mitgliedern als Zielfunktion die Maximierung ihrer Einkommen. Allerdings scheinen die 
Einkommen im Modell fehlspezifiziert zu sein. Im Fall, daß die Beschäftigung unsicher ist, 
müssen die erwarteten Einkommen betrachtet werden. Die erwarteten Einkommen setzen sich 
aus Entlohnung und Gewinnanteil und einer Grundsicherung rur den Fall der Arbeitslosigkeit, 
gewichtet mit der jeweiligen Eintrittswahrscheinlichkeit, zusammen. Insbesondere dann, wenn 
die Mitglieder der Genossenschaft risikoavers sind, werden sie versuchen, der Gefahr einer 
Entlassung durch institutionelle Vorkehrungen entgegenzuwirken. Die Verfassung (oder Sat­
zung) der Genossenschaft wird also eine Klausel enthalten, die eine Entlassung gegen den 
Willen des MitarbeiterslMitgiieds verbietet. Das hat zur Folge, daß zumindest kurzfristig nach 
rezessiven Schocks keine Entlassungen vorgenommen werden können3. Allerdings werden bei 
einer solchen Regelung in Zeiten guter Konjunktur im Vergleich zu kapitalistischen Unter­
nehmen weniger Arbeitskräfte eingestellt. Auch unter dieser ersten Modifikation des W ARD­
Modells tragen Genossenschaften also tendenziell zur Unterbeschäftigung bei; der Faktor Ar­
beit wird nicht effizient genutzt. 

Unter der Annahme, daß die Unternehmen auf Wettbewerbsmärkten operieren, werden Inef­
fizienzen langfristig durch ein Ausscheiden aus dem Markt bestraft. Ziel der Mitglieder ist es, 
ihre Einkommensmöglichkeiten auch langfristig zu sichern. Ebenso wie die Mitglieder ihr Ar­
beitsplatzrisiko durch institutionelle Vorkehrungen senken, können sie auch die Effizienz ihres 
Unternehmens sichern, indem Mitgliedschaft als ein handelbares Gut betrachtet wird. Dadurch 
wird eine Flexibilität der Beschäftigtenzahl erreicht. Mitglieder werden nur dann die Genos­
senschaft verlassen wollen, wenn sie flir den Wert der Mitgliedschaft, der ja gerade in den die 
Opportunitätskosten flir Arbeit übersteigenden Gewinnanteilen besteht, entschädigt werden. 
Wäre dies nicht der Fall, so ist das Ausscheiden rur ein Mitglied immer mit einem entschädi­
gungslosen Verlust der erwarteten Gewinnanteile verbunden. Dies fUhrt nicht nur zu Unterbe­
schäftigung, sondern auch zu Unterinvestition. 

Handelbarkeit der Mitgliedschaft sorgt bei der Genossenschaft ebenso wie die Handelbarkeit 
der Kapitalanteile bei der kapitalistischen Unternehmung flir einen effizienten Einsatz der ent­
sprechenden Faktoren. FEHR. (1993) macht dies deutlich, indem er auf die Konsequenzen ver­
weist, die es flir ein kapitalistisches Unternehmen hätte, wollte man die Handelbarkeit der 
Kapitalanteile (Aktien) unterbinden oder eine unfreiwillige Aktienrückgabe (analog einer Ent­
lassung) zulassen. Ein solches institutionelles Arrangement hätte gleichartige Ineffizienzen zur 
Folge, wie sie das WARD-Modell rur Genossenschaften postuliert. 

Die Verfassung der Genossenschaft ist ein nicht zu vernachlässigender Bestimmungsfaktor 
ihres Verhaltens. Um nun die eben vorgetragenen Überlegungen zu präzisieren, soll das 
W ARD-Modell entsprechend modifiziert werden. Erstens muß also berücksichtigt werden, daß 
eine Aufgabe der Mitgliedschaft nicht gegen den Willen eines Mitglieds erfolgen kann. Zwei­
tens soll jetzt unterstellt werden, daß die Mitgliedschaft als ein handelbarer Anteilsschein auf­
gefaßt wird, anlog einem KapitalanteiI einer Aktiengesellschaft. 

Wir beschränken uns hier auf ein einfilches Modell, in dem nur der Faktor Arbeit betrachtet 
wird4• Die Opportunitätskosten der Mitgliedschaft in einer Produzentengenossenschaft ent­
sprechen dem Lohn wo, der in einem anderen Unternehmen erzielt werden könnte. Es lohnt 
sich also, flir ein Mitglied in der Genossenschaft zu verbleiben, solange 

x(N)/ N= (pQ(N)-C)/ N>wo, 

• Auch BBCKMANNS (1993) Argument, daß Genossenschaften instabil sind und zur SelbstauftOsung tendie­
ren, beruht implizit auf der Annahme, daß Mitglieder gegen ihmI Willen aus der Oenossenschsft ausge­
schlossen werden können. Dies dürfte eine eher unrealistische Annahme sein. 

4 Ein erweitertes Moden. in dem sowohl Arbeiter als auch Kapitaleigner mit Stimmrecht verbundene An­
teilsscheine besitzen, wird von MEADE (1989) beschrieben. Vgl. dazu auch F'EHR (1993). 
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wobei 7t(N) I N der Gewinnanteil eines Mitglieds zur Entlohnung der Arbeit ist. Damit ist der 
Wert der Mitgliedschaft 

(3) 
7t(N) 

s(N) = ---wo. 
N 

Der Wert der Mitgliedschaft erhöht sich, wenn sich der Unternehmensgewinn erhöht. Dies 
wäre z.B. dadurch möglich, daß weitere Nichtmitglieder als Arbeiter eingestellt würden, bis 
die Beschäftigung der Genossenschaft das Optimum No erreicht. In diesem Fall verhielte sich 
die Genossenschaft wie eine kapitalistische Unternehmung und würde vom Ideal der Produ­
zentengenossenschaft, in der alle Arbeiter Mitglieder und alle Mitglieder Arbeiter sind, abwei­
chen. Es gibt jedoch eine Alternative: Die Mitglieder können n weitere Arbeitsanteile auf den 
Markt bringen, die zu einem Anteilspreis s an neue Mitglieder verkauft werden. Dabei ent­
spricht s dem Wert eines Anteils nach Vergrößerung der Genossenschaft. Der Erlös aus dem 
Verkauf der Anteile muß dabei die alten Mitglieder tUr ihre gesunkenen Gewinnanteile voll 
kompensieren, d.h. 

(4) _n _s > _7t(_N_) _ _ 7t(-'--.N_+_n-'..) 
N - N N+n 

In der Zielfunktion der Mitglieder einer Genossenschaft müssen mögliche Erträge aus der 
Veräußerung von Arbeitsanteilen an neue Mitglieder als weitere Ertagskomponente berück­
sichtigt werden. Die Lösung des entsprechenden Maximierungsproblems ergibt, daß es sich 
tUr die Insider immer lohnt, weitere Arbeitsanteile anzubieten (neue Mitglieder aufzunehmen), 
solange der Grenzgewinn zusätzlicher Arbeit positiv ist. Man kann dies jedoch auch auf einfa­
chere Weise zeigen. Ein zusätzliches Mitglied ist tUr die bisherigen Mitglieder genau dann bes­
ser als der status quo, wenn gilt 

(5) 

Dies folgt tUr n = 1 aus (4), wenn ein zusätzliches Mitglied einen positiven Gewinnbeitrag 
E > 0 erbringt. Durch einsetzen von s(N + 1) gemäß (3) in (5) erhält man nach Umformung 

(6) E >wo. 

Solange der Gewinnbeitrag eines weiteren Mitglieds die Opportunitätskosten der Arbeit über­
steigt, lohnt es sich, durch Verkauf weiterer Anteile die Genossenschaft zu vergrößern. 

Somit ist in diesem einfachen, komparativ statischen Modell gezeigt, daß mit handelbaren Ar­
beitsanteilen auch in der Genossenschaft die paretooptimale Arbeitsmenge eingesetzt wird. 
Anzumerken ist allerdings, daß die neuen Mitglieder den Anteilspreis an die alten entrichten, 
wodurch eine Gleichheit der Gesamteinkommen aller Mitglieder nicht mehr gewährleistet ist. 
Sobald allerdings ein Mitglied aufgenommen ist, stehen ihm gleiches Stimmrecht und gleiche 
Gewinnbeteiligung zu. 

Damit ist bis jetzt nur festgestellt, daß eine genossenschaftliche Unternehmensorganisation 
nicht, wie aus dem W ARD-Modell gefolgert worden ist, beschäftigungsfeindlich sein muß, 
wenn ein entsprechender institutioneller Rahmen geschaffen wird. Es ist noch nicht gezeigt, 
daß im Vergleich zur kapitalistischen Unternehmung positive Beschäftigungseffekte erzielt 
werden. Oben hatte ich argumentiert, daß die Mitglieder zur Verringerung des Beschäfti­
gungsrisikos eine Kündigungsschutzk1ausel einfuhren werden. Dies verhindert in den rezessi­
ven Phasen der Wirtschaft Entlassungen. Führt es aber nicht gleichzeitig dazu, daß vorbeu-
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gend weniger Einstellungen vorgenommen werden? Im kapitalistischen Unternehmen gilt dies 
durchaus. Kündigungsschutz erschwert den Arbeitssuchenden die Arbeitsaufuahme. Wenn 
etwa durch einen Nachfragerückgang die Erlöse sinken, können die Untern~hmen, die einen 
Festlohn zahlen und keine Entlassungen vornehmen können, leicht in die Verlustzone geraten. 
Um dies zu vermeiden, werden die Unternehmen, wenn sie eine Rezession erwarten, weniger 
Arbeit nachfragen. Die Genossenschaft verhält sich hier aber anders, da sie keine Festlöhne, 
sondern Gewinnbeteiligungen zahlt. Ich möchte im folgenden kurz zwei Fälle diskutieren: Er­
stens kann der Nachfragerüclegang nur eine Branche betreffen, dann sind die Opportunitäts­
kosten der Arbeit konstant. Zweitens können alle Branchen von einem rezessiven Schock be­
troffen sein, dann sinken die Opportunitätskosten der Arbeit. 

Bei sinkendem Outputpreis deckt der Grenzerlös nicht mehr die Opportunitätskosten der Ar­
beit. Solange allerdings der Durchschnittsgewinn noch höher ist als die Opportunitätskosten 
der Arbeit, wird niemand aus der Genossenschaft ausscheiden wollen. Eine Anpassung an die 
optimaJe Arbeitsallokation findet nur dann statt, wenn ausscheidende Mitglieder, die zum 
Lohnsatz Wo in anderen Sektoren Beschäftigung finden können, rur ihr Ausscheiden kompen­
siert werden. Die Kompensation muß mindestens dem Wert der Mitgliedschaft s entsprechen. 
Für die verbleibenden Mitglieder ist es in diesem Fall lohnend, eine Pränüe zu zahlen, um eini­
ge Mitglieder zum Ausscheiden aus der Genossenschaft zu motivieren. Dies gilt, solange der 
Grenzerlös der Arbeit unter ihren Opportunitätskosten liegt. 

Im Fall einer Rezession, von der alle Sektoren gleichermaßen betroffen sind, sinken sowohl die 
Erlöse im betrachteten Sektor als auch die Opportunitätskosten der Arbeit. Einen anderen Ar­
beitsplatz kann nur finden, wer bereit ist, eine geringere Entlohnung zu akzeptieren. Erfahren 
Preisniveau und Opportunitätskosten der Arbeit die gleiche relative Änderung, dann besteht 
rur die Genossenschaft kein Anpassungsbedarf. Die Gewinnbeteiligung sorgt rur eine volle 
Absorption des rezessiven Schocks. Sind verschiedene Sektoren ungleich betroffen, so müssen 
die Pränüen, die Mitglieder zum Ausscheiden motivieren sollen, um so größer sein, je 
schlechter die Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt sind. Daher werden nur weniger oder gar 
keine Mitglieder ausscheiden. Die Folge sind sinkende Einkommen, aber die Erhaltung von 
Arbeitsplätzen. 

5 Anpassungsprozesse landwirtschaftlicher Produktionsgenossenschaften in der 
Transformationsphase 

Diese Schlußfolgerungen aus der ModellanaJyse gelten nur, solange die rezessiven Schocks 
mäßig sind. Für die. Ausgangssituation der landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften 
in Ostdeutschland gilt dies aber nicht. Die Eingliederung der ostdeutschen Agrarmärkte in die 
EU-Marktordnung fiihrte einmaI zu einem Preisverfall, aber auch zu starken Änderungen in 
den Preisrelationen zwischen Vorleistungen und Produkten, sowie zwischen einzelnen Pro­
dukten. Dieser. Strukturbruch ruhrte zu einer Entwertung des Kapitals der Genossenschaften. 
Maschinen und Anlagen wurden plötzlich nicht mehr gebraucht, selbst wenn sie noch in gutem 
Zustand waren. Die starke Aufwertung im Zuge der Währungsunion beeinträchtigte die Wett­
bewerbsflihigkeit der Betriebe und fiihrte besonders fiir die Unternehmen, die kreditfinanzierte 
Investitionen getätigt hatten, zu einem Schuldenproblem. Bei gegebener Zahl der Mitglieder 
reichten die Durchschnittsgewinne nicht mehr zur Deckung der Opportunitätskosten der Ar­
beit aus, wobei fiir diese meist die Transfers aus sozialen Sicherungssystemen (Vorruhestand, 
Arbeitslosengeld, Sozialhilfe) anzusetzen sind. Hinzu kamen gravierende Liquiditätsengpässe 
in der Anfangsphase. Der rechtliche Rahmen, in dem Genossenschaften operierten, wurde dem 
westdeutschen Gesellschaftsrecht angepaßt. Die Genossenschaften hatten nach dem Landwirt­
schaftsanpassungsgesetz den ausscheidenden Mitgliedern zunächst die Inventarbeiträge auszu­
zahlen. Eine schlechte Ertragslage der Unternehmen und pessimistische Erwartungen rur die 
Zukunft bedeuteten einen negativen Wert der Mitgliedschaft gemäß der oben gegebenen De-
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finition. Unter diesen Bedingungen sind die Mitglieder bereit, auch ohne Prämie die Genossen­
schaft zu verlassen. Eine große Zahl ausscheidender Mitglieder hatte in vielen Fällen die voll­
ständige Liquidation und Auflösung der Genossenschaft zur Folge. Aber auch bei den Unter­
nehmen mit besseren Ertragsaussichten war eine starke Schrumpfung der Mitgliederzahl not­
wendig, sollten die Gewinnanteile doch zumindest die Opportunitätskosten der Arbeit decken. 
Die ausscheidenden Mitglieder erhielten auch hier ihre Inventarbeiträge ausgezahlt. Das restli­
che Eigenkapital bildete die Geschäftsanteile der verbleibenden Mitglieder. 

Anknüpfend an die vorherigen Überlegungen stellt sich die Situation wie folgt dar: Zunächst 
sind alle Sektoren der Wirtschaft von Strukturbruch und Preisverfall betroffen. Entsprechend 
gering sind die Opportunitätskosten der Arbeit. Zweitens ist der Wert der Mitgliedschaft ge­
ring, und Prämienzahlungen an ausscheidende Mitglieder sind auch wegen fehlender Liquidität 
nicht zu erwarten. Die Verringerung der Mitgliederzahl wird daher weniger stark ausfallen als 
bei einem kapitalistischen Unternehmen. Die Mitgliederzahl wird von einem Ausgangsniveau 
N2 > NI aus nur soweit abgebaut, bis die Durchschnittsgewinne die Opportunitätskosten dek­
ken. Das Beschäftigungsniveau ist tUr eine Übergangszeit NI (vgl. Abbildung 2). Nach der 
Übergangsphase, wenn sich die Unternehmen konsolidiert haben und ihre Gewinnerwartungen 
sich verbessern, werden sie sich dem paretooptimalen Beschäftigungsniveau No anpassen. 

6 Empirische Befunde 

Empirische Studien, die den beschäftigungsschaffenden Effekt genossenschaftlicher Organi­
sation tUr die landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften Ostdeutschlands zeigen, gibt 
es bisher nicht. Einzelbeobachtungen legen jedoch den Schluß nahe, daß Genossenschaften 
ihre Personalanpassung langsamer vollzogen haben und in vielen Fällen arbeitsintensivere Pro­
duktionszweige (Tierhaltung) beibehalten haben. Zudem scheint es, daß Genossenschaften 
besonders in den strukturschwachen Räumen mit geringen Opportunitätskosten der Arbeit 
überlebt haben. Hier mußten die Unternehmen einer geringeren Zahl ausscheidender Mitglie­
der die Inventarbeiträge auszahlen. Kapital- und Liquiditätsprobleme blieben begrenzt. Bei 
Unternehmen mit besseren Zukunftserwartungen wurden den ausscheidenden Mitgliedern 
teilweise Abfindungen gezahlt, um die Größenanpassung der Unternehmen zu beschleunigen 
und Effizienzverbesserungen zu erzielen. 

Der beschäftigungsschaffende Effekt ostdeutscher Genossenschaften hängt nach den weiter 
oben vorgetragenen Überlegungen vor allem auch davon ab, wie eng Mitgliedschaft und Ar­
beitsverhältnis in der Praxis miteinander verkoppelt waren. Um zu realistischen Einschätzun­
gen zu kommen, muß außerdem, abweichend von den Modellüberlegungen dieses Beitrags, 
davon ausgegangen werden, daß die Mitglieder unterschiedliche Opportunitätskosten der Ar­
beit haben. Hier sind noch wichtige theoretische und empirische Fragen offen. 

Da verläßliche Analysen zum genossenschaftlichen Agrarsektor Ostdeutschlands fehlen, soll 
hier noch kurz auf einige Studien zur Holzindustrie im Nordwesten der USA eingegangen 
werden'. Produktionsgenossenschaften haben einen Marktanteil von etwa 25 % an der Holz­
industrie der Pazifikregion. CRAIG und PENCAVEL (1993) zeigen, daß in den genossenschaft­
lich organisierten Unternehmen Beschäftigungssicherung als ein Ziel nachweisbar ist. Das 
Verhalten dieser Unternehmen, deren Mitgliedschaft handelbar ist, bestätigt die oben ausge­
führten, theoretischen Überlegungen. Die Genossenschaften zeigen weder inverses Angebots­
verhalten, noch sind sie weniger effizient als die kapitalistischen Unternehmen der Ver­
gleichsgruppe. Die Beschäftigung ist jedoch über die Konjunkturzyklen hinweg stabiler; vgl. 
auch SMl1H (1984), BERMAN und BERMAN (1989) sowie CRAIG und PENCA VEL (1992). 

S Einen Überblick über Genossenschaften in verschiedenen Zweigen der Wirtschaft geben BONlN, IONES und 

PtJrrERMAN (1993). Vgl. auch die dort angegebene Literatur. 
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7 Zusammenfassung 

Nach dem Umbruch in Osteuropa muß unser Bild von landwirtschaftlichen Produzentenge­
nossenschaften revidiert werden. Es ist a11zu eng verbunden mit den Fehlern zentral verwalte­
ter Wirtschaften, die nicht Fehler genossenschaftlicher Unternehmensorganisation sind. Was 
eine Genossenschaft ist und was sie leisten kann, bestimmt sich auch aus dem ökonomischen 
Umfeld, in dem sie steht. Diese Einsicht kann man wohl kaum treffender formulieren als 
EUCKEN(1952, S. 24): 

"Im Rahmen des konkreten Ordnungsaujbaus ist jede einzelne wirtschaftliche Institution zu 
verstehen: Eine Genossenschaft oder ein Syndikat oder Gewerkschaften oder Notenbanken, 
ja sogar Preise oder Löhne oder Zinsen bedeuten z.B. in einer Wirtschaftsordnung des zen­
tralverwaltungswirtschaftlichen Typs etwas ganz anderes als in einer Wirtschaftsordnung, in 
der verkehrswirtschaftliche Elemente dominieren {. .. J" 

Die verbreitete Meinung, Produzentengenossenschaften stünden mit einer marktwirtschaftli­
chen Organisation des Wirtschaftsablaufs im Widerspruch oder seien zumindest nicht wett­
bewerbsfähig, muß revidiert werden. Wenn entsprechende institutionelle Vorkehrungen in der 
Satzung einer Genossenschaft getroffen werden, kann ineffizientes Marktverhalten vermieden 
werden. Zudem können von der genossenschaft1ichen Organisationsform positive Arbeitsan­
reize ausgehen6. Wie gezeigt, ergeben sich aus der Theorie und aus Untersuchungen anderer 
Sektoren Hinweise auf positive Beschäftigungseffekte. 

Da empirische Untersuchungen und auch eine weitergehende Modellanalyse rur den ostdeut­
schen Agrarsektor noch fehlen, darf allerdings keine abschließende Beurteilung erwartet wer­
den. Um so dringlicher erscheint es, daß hier weitere Forschungsarbeiten anknüpfen. Dies 
scheint auch besonders deshalb dringlich, weil die Bonner Agrarpolitik die Chancengleichheit 
der verschiedenen Unternehmensformen nicht überall zu wahren scheint. Nach Untersuchun­
gen von FORSTNER. (1994) und MEHL (1994) werden Genossenschaften in mancher Hinsicht 
forderpolitisch diskriminiert; ISERMEYER (1995) beziffert die Benachteiligung der juristischen 
Personen gegenüber den GbR und den Einzelunternehmen fiir Marktfruchtbetriebe mit 1000 
ha LF auf etwa 200 DMIha und Jahr. Die Bonner Agrarpolitik soUte sich hier ihrer beschäfti­
gungspolitischen Verantwortung bewußt werden und den Genossenschaften gleiche Chancen 
einräumen. 

Die anha1tend hohe Arbeitslosigkeit soUte Anlaß bieten, die betriebliche Organisationsform in 
Marktwirtschaften zu überdenken. Die genossenschaft1iche Unternehmensorganisation kann 
positive Beschäftigungseffekte beinhalten. Darüber hinaus erscheint sie als eine Möglichkeit, 
betriebliche Demokratie mit Effizienz und größerer Verteilungsgerechtigkeit zu verbinden. 

Summary 

Martin WElTZMAN' s idea that profit sharing may enhance employment is applied to the farm­
sector in post-socialist Eastern Germany. The paper gives theoretical evidence that producers' 
cooperatives have a positive impact on job security in general and higher levels of employment 
in the medium run. Some stylized facts back up this evidence. A detailed empirical study is still 
on the agenda. 

6 Dazu ausfilbrlicher SERTEL (1982) und WEIKARD (1993). 
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